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BGH Urteil  vom 30. April 2014 Aktenzeichen: VIII ZR 275/13 
 
Rückerstattung der Kosten eines Privatgutachters 
 

Auszug aus dem Urteil: 

„Tatbestand: 

…Der auf Rückerstattung des Minderungsbetrags, auf Ersatz der für die Einholung des 
Privatgutachtens aufgewandten Kosten sowie auf Freistellung der Kläger von 
vorgerichtlichen Anwaltskosten gerichteten Klage hat das Amtsgericht nur hinsichtlich des 
Minderungsbetrags stattgegeben. Auf die Berufung der Kläger hat das Landgericht ihnen 
auch den Ersatz der Sachverständigenkosten nebst Zinsen zugesprochen. Insoweit erstrebt 
die Streithelferin der Beklagten mit der vom Berufungsgericht zugelassenen Revision die 
Wiederherstellung des erstinstanzlichen Urteils.“ 

Gründe 

Die Revision hat keinen Erfolg. 

I. 

Das Berufungsgericht hat, soweit für das Revisionsverfahren von Interesse, zur Begründung 
seiner Entscheidung im Wesentlichen ausgeführt: 

Die Kläger könnten eine Erstattung der der Höhe nach unstreitigen Sachverständigenkosten 
zwar mangels eines der Beklagten zurechenbaren Herstellerverschuldens nicht als 
Schadensersatz beanspruchen. Ihnen stehe ein solcher Anspruch aber gemäß § 439 Abs. 2 
BGB zu. Nach dieser Vorschrift müsse der Verkäufer entsprechend den darin umgesetzten 
Wertungen des Art. 3 der Richtlinie 1999/44/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 25. Mai 1999 zu bestimmten Aspekten des Verbrauchsgüterkaufs und der 
Garantien für Verbrauchsgüter (ABl. EG Nr. L 171 S. 12; im Folgenden: Richtlinie) die zum 
Zwecke der Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen ungeachtet der Frage tragen, ob er 
den Mangel verschuldet habe und ob der Käufer anschließend tatsächlich Nacherfüllung und 
nicht etwa Minderung verlange. 

Zu diesen Aufwendungen zählten auch die geltend gemachten Sachverständigenkosten. Das 
ergebe sich aus der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (Urteile vom 23. Januar 1991 - 
VIII ZR 122/90; vom 17. Februar 1999 - X ZR 40/96), wonach der zur Nachbesserung 
Verpflichtete verschuldensunabhängig zugleich die Kosten für die Erstellung von Gutachten 
zu tragen habe, soweit diese zur Auffindung des zu beseitigenden Mangels erforderlich 
seien. Denn ein Nachbesserungsverlangen setze voraus, dass die Schadensursache 
festgestellt sei. Diese Sichtweise stehe zudem im Einklang mit der Auslegung der Richtlinie 
durch den Gerichtshof der Europäischen Union (Urteil vom 16. Juni 2011 - C-65/09), nach 
der die dem Verkäufer auferlegte Verpflichtung, den vertragsgemäßen Zustand des 
Verbrauchsguts unentgeltlich und ohne erhebliche Unannehmlichkeiten zu bewirken, den 
Verbraucher auch vor drohenden finanziellen Belastungen schützen solle, welche ihn davon 
abhalten könnten, seine Ansprüche geltend zu machen.“ 
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